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1. Anstellungsbedingungen / Geltungsbereich 

Dieses Personalreglement gilt ausschliesslich für das beim Zweckverband Autobetrieb Stadel-Neerach 
(nachfolgend «Arbeitgeberin» genannt) festangestellte Fahrpersonal der PU-P (Monatslohn). In diesem 
Personalreglement werden sie Fahrpersonal genannt. 
 
Das Arbeitsverhältnis ist öffentlich-rechtlich. 

 
1.1 Verhältnis Personalreglement – Einzelarbeitsvertrag (EAV) 

Für das Arbeitsverhältnis sind in der Reihenfolge der Nennung massgebend: 
1 der schriftliche Einzelarbeitsvertrag. 
2 dieses Personalreglement, 
3 Art. 319 ff. des Schweizerischen Obligationenrechts (OR). 
 
Die oben genannten Grundlagen gelten als öffentliches Recht. Die Anwendung anderer Normen (wie z.B. 
das kantonale oder kommunale Personalrecht) sowie eines Gesamtarbeitsvertrags ist ausgeschlossen. 
 
Die Arbeitgeberin schliesst mit jedem Fahrer/jeder Fahrerin einen schriftlichen Einzelarbeitsvertrag ab. Im 
Arbeitsvertrag werden mindestens geregelt: 
- Beginn Arbeitsverhältnis  
- Beschäftigungsgrad 
- Tätigkeit (Funktion) 
- Anfangslohn 
- Arbeitsort 

 
1.2 Eignungs- und Anstellungskriterien 

Voraussetzungen für eine Anstellung als Fahrer/Fahrerin und zur Gültigkeit des Arbeitsvertrags sind: 
- Keine Einträge im Strafregister mit Ausschlussgründen 
- Keine ADMAS-Einträge mit Ausschlussgründen 
- Für die Schweiz gültiger Führerausweis der entsprechenden Führerausweiskategorie 
- Gültiger Fahrerqualifikationsnachweis 
- Gültige Aufenthalts- oder Grenzgängerbewilligung (für ausländisches Fahrpersonal) 
 
Allfälliger Schaden, der der Arbeitgeberin durch Nichtbeachtung dieser Regelung entstehen sollte, hat der 
Fahrer/die Fahrerin der Arbeitgeberin zu ersetzen. 

 
1.3 Probezeit 

Die ersten drei Monate des Anstellungsverhältnisses gelten bei unbefristeten als auch bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen als Probezeit. In begründbaren Fällen, insbesondere bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen, kann sie im Arbeitsvertrag verkürzt werden. Im Ausnahmefall kann im 
Arbeitsvertrag explizit auf die Probezeit verzichtet werden. 
Bei einer effektiven Verkürzung der Probezeit infolge Krankheit, Unfall oder Erfüllung einer nicht freiwillig 
übernommenen gesetzlichen Pflicht kann eine entsprechende Verlängerung erfolgen. 

 
1.4 Aus- und Weiterbildung des Fahrpersonals 

Das Fahrpersonal ist verpflichtet, an den Aus- und Weiterbildungen gemäss den gültigen Richtlinien von 
PostAuto (Ausbildungskonzept) und der Chauffeurenzulassungsverordnung teilzunehmen. Das 
Fahrpersonal ist über die Aus- und Weiterbildungsverpflichtung zu orientieren. In der Regel, sofern 
erforderlich, ein Weiterbildungstag je Kalenderjahr, dieser ist Arbeitszeit und wird durch die 
Arbeitgeberin abgegolten. 
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1.5 Medizinische Kontrolluntersuchung 
Das Fahrpersonal ist verpflichtet, sich periodisch einer verkehrsmedizinischen Kontrolluntersuchung zu 
unterziehen. Die medizinische Kontrolle findet alle fünf Jahre statt, ab dem 50. Altersjahr alle drei Jahre. 
Sie wird von einer Ärztin oder einem Arzt mindestens der Stufe 2 durchgeführt. Die Kosten gehen 
zulasten der Arbeitgeberin. 

 
1.6 Arbeitskleidung 

Die Arbeitgeberin stellt dem Fahrpersonal die Arbeitsbekleidung gemäss Vorgabe von PostAuto zur 
Verfügung. Sie ist nach Anweisung der Vorgesetzten oder gemäss besonderem Kleiderreglement von 
PostAuto zu tragen, zu pflegen und instand zu halten. 
 

1.7 Aufgaben des Fahrpersonals 
Das Fahrpersonal setzt die Qualitätsstandards gemäss den im Handbuch für das PostAuto-Fahrpersonal 
festgelegten Qualitätsgrundsätzen um. 
 

1.8 Nebenerwerb und öffentliche Ämter 
1 Wollen Mitarbeitende neben der Anstellung bei der Arbeitgeberin eine andere selbstständige oder 

unselbstständige Erwerbstätigkeit ausüben, so sind sie verpflichtet, diese der Arbeitgeberin zu melden. 
Die Arbeitgeberin kann Mitarbeitenden die Ausübung nebenerwerblicher Tätigkeiten in begründeten 
Fällen untersagen. 

2  Nebenerwerbliche Tätigkeiten sind unzulässig, sofern dadurch die Treuepflicht gegenüber der 
Arbeitgeberin verletzt wird. Die gesetzliche Höchstarbeitszeit darf gesamthaft nicht überschritten 
werden. Die Arbeitszeitgesetze AZG und die Verordnung zum Arbeitszeitgesetz AZG respektive ARV sind 
zwingend einzuhalten. 

3 Öffentliche Ämter und politische Mandate sind vor der Annahme bzw. Wahl der Arbeitgeberin zu 
melden. 

4 Die Arbeitgeberin und die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter treffen eine individuelle Regelung, wenn 
die Arbeitsleistung, die Verfügbarkeit am Arbeitsplatz und/oder die vereinbarte Arbeitszeit durch diese 
Tätigkeiten beeinflusst werden. 

 

2. Arbeitszeit, Ruhetage, Ferien  

 
2.1 Anzuwendendes Recht bezüglich Arbeitszeit und Ruhetage 

- Unterstellung AZG in dessen Anwendungsbereich für Fahrten im Auftrag von PostAuto auf Kurslinien 
(wie: Fahrten gemäss Fahrplan, Bahnersatz-, Ski-, Schul- und Ortsbus) 

- Unterstellung ARV 1 in deren Anwendungsbereich für alle übrigen Fahrten (beispielsweise 
Extrafahrten) 
 

2.2 Arbeitszeit 
Die Dauer der maximalen Arbeitszeit, der Arbeits- und Ruheschicht, die Dauer und die Zahl der Pausen 
sowie die Dauer der Arbeit am Lenkrad richten sich nach den anwendbaren gesetzlichen Regelungen (z.B. 
AZG, Chauffeurverordnung). 
 

2.3 Wöchentliche Arbeitszeit 
1 Die normale durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit der vollzeitbeschäftigten Mitarbeitenden 

beträgt 41 Stunden pro Woche. 
2  Das Fahrpersonal erbringt diese Arbeitsleistung grundsätzlich in 42 Stunden pro Woche. Die so 

zusätzlich geleistete Arbeitszeit wird mit 1 Woche Ferien ausgeglichen (=6 Wochen Ferien). 
3  Die Fünftagewoche ist anzustreben, sofern die betrieblichen Verhältnisse dies erlauben. 
4  Vorbehalten bleiben künftige Änderungen der gesetzlichen Grundlagen (z.B. AZG). 
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2.4 Ruhetage 
1 Das Fahrpersonal hat Anspruch auf insgesamt 63 Ruhetage (Sonn- und Feiertage). Sofern das 

anwendbare AZG mehr Ruhetage vorsieht, gilt die Regelung nach AZG. Der Bezug und die Zuteilung 
erfolgen nach dem anwendbaren AZG. 

2 An den Feiertagen gemäss Anhang 1 werden die Lohnzuschläge für Sonntagsarbeit gemäss Ziff. 2.10.2. 
ausgerichtet. 

3 Die Kürzung der Ruhetage richtet sich nach dem anwendbaren Art. 22 Abs. 1 Bst- b AZGV. 
4 Bei Ein- oder Austritt im Laufe des Jahres wird der Anspruch auf Ruhetage im Verhältnis zur Dienstzeit 

herabgesetzt (gemäss anwendbarem Art. 23 Abs. 1 Bst. a AZGV). 
5 Ein Ruhetag kann nicht gleichzeitig mit einem Ferien- oder Ausgleichstag zugeteilt werden. 

 
2.5 Ferien 
 
2.5.1 Ferienanspruch 

1 Pro Kalenderjahr haben die Mitarbeitenden folgende Ferienansprüche: 

− Bis zum und mit dem Kalenderjahr, in dem das 59. Altersjahr vollendet wird: sechs Wochen; 

− Ab dem Kalenderjahr, in dem das 60. Altersjahr vollendet wird: sieben Wochen. 
2 Bei Beginn und/oder Ende des Arbeitsverhältnisses während des Kalenderjahres wird der 

Ferienanspruch anteilsmässig, pro rata temporis, gekürzt. 
3 Fallen Feiertage gemäss Anhang 1 in die Ferien, so werden diese nicht als Ferientag angerechnet. 
4 Der gesetzliche Mindestferienanspruch muss gewährt bleiben. 

 
2.5.2 Ferienbezug 

1 Die Ferien sind grundsätzlich während des betreffenden Kalenderjahres zu beziehen. Mindestens 
einmal pro Jahr müssen zwei Wochen zusammenhängend bezogen werden. 

2 Das Fahrpersonal ist von der Festlegung des Zeitpunkts der Ferien anzuhören. Die Arbeitgeberin 
entspricht den Wünschen des Fahrpersonals im Rahmen der betrieblichen Möglichkeiten. Falls keine 
Einigung erzielt werden kann, legt die Arbeitgeberin den Zeitpunkt des Ferienbezugs fest. 

3 Zudem muss das Fahrpersonal gemäss FPS (Ferienpunktesystem) die Restferien jeweils bis zum 30.04. 
des laufenden Kalenderjahres eingeben. 

 
2.5.3 Ferienzuschläge für Abend-, Nacht- und Sonntagsarbeit 

Wenn das Fahrpersonal regelmässig Abend-, Nacht- und/oder Sonntagsarbeit leistet, richtet die 
Arbeitgeberin auf den Lohnzuschlägen gemäss Ziff. 2.10.2 folgende Ferienentschädigungen aus: 

- 10,64 Prozent bei einem Ferienanspruch von fünf Wochen 
- 13,04 Prozent bei einem Ferienanspruch von sechs Wochen 
- 15,56 Prozent bei einem Ferienanspruch von sieben Wochen 

 
2.5.4 Ferienunterbruch 

Erkrankt oder verunfallt ein Fahrer / eine Fahrerin während den Ferien, werden die entsprechenden 
Ferientage unter folgenden Voraussetzungen gewährt: 
- die Ferienfähigkeit ist aufgrund der Krankheit / des Unfalls nicht mehr gegeben und 
- die Krankheit / der Unfall wird der Arbeitgeberin so rasch als möglich gemeldet und ärztlich 

bescheinigt. 
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2.5.5 Abgeltung und Verrechnung der Ferien 
1 Eine Abgeltung von Ferien durch Geldleistung ist nur bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses zulässig, 

sofern der Bezug der Ferien während der Dauer des Arbeitsverhältnisses unmöglich oder unzumutbar 
war. 

2 Bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den Fahrer oder die Fahrerin oder bei Auflösung durch die 
Arbeitgeberin infolge Verschuldens des Fahrers oder der Fahrerin, können zu viel bezogene Ferien mit 
dem Lohn verrechnet werden, soweit der Bezug der Ferien von der Arbeitgeberin nicht angeordnet 
worden ist. 

 
2.5.6 Ferienkürzung 

Eine allfällige Kürzung des Ferienanspruchs erfolgt gemäss dem anwendbaren Art. 29 AZGV. 
 
2.6 Pausen 
 
2.6.1 Bezahlte Kurzpausen 

1 Das Fahrpersonal hat Anspruch auf eine als Arbeitszeit geltende und bezahlte Kurzpause von 15 
Minuten, wenn die geplante ununterbrochene Arbeitszeit (inkl. diese Pause) mindestens dreieinhalb 
Stunden beträgt. 

2  Pro Tag hat das Fahrpersonal Anspruch auf maximal eine bezahlte Kurzpause gem. Abs. 1. 
 
2.6.2 Pausen und Arbeitsunterbrechungen 

1 Für Pausen und Arbeitsunterbrechungen gelten die anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen. 
2  Wird anstelle einer Pause, eine als Arbeitszeit zählende Arbeitsunterbrechung von mindestens 20 

Minuten gewährt, besteht kein Anspruch auf eine bezahlte Kurzpause gem. Ziff. 2.6.1. 
3 Füllzeiten werden an die bezahlte Kurzpause gem. Ziff. 2.6.1 angerechnet. 
 

2.7 Überzeitarbeit und Abgeltung von Überzeitarbeit im Sinne von Art. 4 ff. AZG 
1 Kurze Abweichungen vom Dienstplan bis maximal 15 Minuten werden nicht gesondert als 

Überzeitarbeit im Sinne des AZG erfasst, sondern durch eine pauschale Zeitgutschrift von 5 Minuten pro 
Dienst abgegolten. 

2  Wird die dienstplanmässige Arbeitszeit im Sinne von Art. 4 ff. AZG um mehr als 15 Minuten 
überschritten, gilt die ganze über den Dienstplan hinausgehende Arbeitszeit als Überzeitarbeit. 

3 Überzeit im Sinne von Art. 4 ff. AZG ist innerhalb von 2 Monaten durch Freizeit von gleicher Dauer 
auszugleichen. Die Arbeitgeberin und die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter vereinbaren hiermit den 
Zeitraum des Ausgleichs auf 12 Monate zu erstrecken. Ist der Ausgleich innerhalb der vereinbarten Frist 
nicht möglich, so wird die Überzeit mit einem Zuschlag von 25 Prozent ausbezahlt. Pro Jahr dürfen 
maximal 150 Stunden Überzeit ausbezahlt werden. 

4 Mit der pauschalen Zeitgutschrift von 5 Minuten pro Dienst sind auch Abschlagszahlungen im Umfang 
von 20 Minuten pro Person und Monat und E-Learnings / Webinars im Umfang von 7 Stunden pro 
Person und Jahr abgegolten. 

5 Ausserhalb des Anwendungsbereichs des AZG (z.B. freiwillig übernommenen Zusatzdiensten) wird ein 
Zeitzuschlag auf Mehrstunden und die Bezahlung eines Zuschlags auf Mehrstunden wegbedungen. Die 
Arbeitgeberin kann in jedem Fall die Kompensation durch Freizeit von jeglichen Überzeitstunden / 
Mehrstunden einseitig anordnen. 

 
2.8 Entschädigung für Ausnahmen in der Dienstgestaltung gemäss AZG respektive AZGV 

Das AZG respektive die AZGV sehen verschiedene Ausnahmen vor, Dienste/ Dienstreihenfolgen 
(Rotationen) sowie Ruheschichten im Sinne von optimalen Dienstgestaltungen abzuändern. Diese 
Ausnahmen werden in der AZG-Vereinbarung festgehalten. 
Wenn eine Personalkommission besteht, ist diese berechtigt, im Namen des gesamten Fahrpersonals zu 
zeichnen. 
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2.9 Urlaub und Absenzen 
 
2.9.1 Mutterschaftsurlaub 

1 Die Mitarbeiterinnen haben Anspruch auf bezahlten Mutterschaftsurlaub von 18 Wochen, sofern sie die 
Voraussetzungen der Ausrichtung von Mutterschaftsentschädigungen nach EOG erfüllen. Die 
Lohnfortzahlung beträgt in diesem Fall 100 Prozent des auf den Urlaub entfallenden Nettolohnes. 
Werden die Voraussetzungen nicht erfüllt, gilt Art. 342a OR. 

2 Die Erwerbsausfallentschädigungen der EO fallen der Arbeitgeberin zu. 
3 Die Mitarbeiterinnen haben zusätzlich Anspruch auf unbezahlten Urlaub von sechs Wochen. Der 

unbezahlte Urlaub ist innerhalb eines Jahres nach der Geburt des Kindes zu beziehen. 
 
2.9.2 Urlaub des anderen Elternteils (ehemals Vaterschaftsurlaub) / Elternzeit / Adoptionsurlaub 

1 Mitarbeitende haben im Anwendungsbereich und unter den Voraussetzungen von Art. 329g OR (Urlaub 
des anderen Elternteils) und Art. 329j OR (Adoptionsurlaub) Anspruch auf eine/-n bezahlte/-n Urlaub 
von zusammen vier Wochen sowie auf unbezahlte/-n Urlaub von zusammen vier Wochen. Die Urlaube 
sind so zu beziehen, dass die Voraussetzungen der EO-Entschädigung erfüllt sind. Die restlichen 
Urlaubstage bzw. die unbezahlten Urlaube sind innerhalb eines Jahres nach der Geburt/Adoption des 
Kindes zu beziehen. 

2 Stehen beide Elternteile gestützt in einem Arbeitsverhältnis zur Arbeitgeberin, haben bei einer Adoption 
beide Anspruch auf die Urlaube gemäss Abs. 1. 

 
2.9.3 Bezahlte Abwesenheiten 

Die Mitarbeitenden haben bei bestimmten Ereignissen Anspruch auf bezahlte Freizeit gemäss 
nachfolgender Auflistung. 

Ereignis Bezahlte Absenz 

a) Erfüllung gesetzlicher Pflichten Notwendige Zeit gemäss Aufgebot 

b) Ausübung eines öffentlichen Amtes Nach Absprache bis zu 15 Tage pro 
Kalenderjahr 

c) Eigene Trauung / Eintragung einer 
Partnerschaft 

1 Woche 

d) Teilnahme an der Trauung / Eintragung der 
Partnerschaft von Eltern, Kindern und 
Geschwistern 

1 Tag  

e) Für Eltern zur Erledigung unaufschiebbarer 
Angelegenheiten, die in direktem 
Zusammenhang mit dem Kind / den Kindern 
stehen und die Anwesenheit der Eltern oder 
eines Elternteils erfordern 

Bis zu fünf Tage pro Kalenderjahr 

f) Plötzliche Erkrankung des Ehepartners/der 
Ehepartnerin, der eingetragenen 
Lebenspartnerin / des eingetragenen 
Lebenspartners oder eines Kindes (gemäss OR 
324a). Fällt die Erkrankung in die Ferien, so 
können die Ferientage nachbezogen werden. 

Notwendige Zeit maximal drei Tage pro 
Ereignis; in der Regel zum Finden einer 
alternativen Betreuungslösung 

g) Betreuung eines Familienmitglieds, der 
Lebenspartnerin oder des Lebenspartners mit 
gesundheitlicher Beeinträchtigung (gemäss OR 
329h). 

Bis zu drei Tage pro Fall, maximal zehn Tage 
pro Jahr 

h) Beim Tod der Lebenspartnerin / des 
Lebenspartners, eines Elternteils oder eines 

Bis zu einer Woche pro Fall 
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Kindes.  
Fällt der Todesfall in die Ferien, so können die 
Ferientage nachbezogen werden. 

i) Für die Teilnahme an einer Trauerfeier in 
anderen Fällen als Bst. h 

Bis zu einem Tag, auf Gesuch der Mitarbeiterin 
bzw. des Mitarbeiters 

j) Für die Besorgung von Formalitäten, die in 
unmittelbarem Zusammenhang mit dem Tod 
einer nahestehenden Person stehen 

Bis zu zwei Tage 

k) Eigener Umzug 1 Tag 

l) Für Expertinnen-/Experten- sowie Lehrtätigkeit Gemäss individueller Vereinbarung 

 
2.9.4 Unbezahlter Urlaub 

Die Arbeitgeberin kann dem Fahrpersonal unbezahlten Urlaub für jeweils maximal ein Jahr gewähren. 
Arbeitgeberin und die Fahrerin / der Fahrer vereinbaren einen allfälligen unbezahlten Urlaub. Einem 
Gesuch bis zu vier Wochen in einem Kalenderjahr wird nach Ermessen der Arbeitgeberin nachgekommen, 
wenn die betrieblichen Möglichkeiten dies zulassen. 

 
2.10 Nacht- und Sonntagsarbeit 
 
2.10.1 Nachtarbeit im Sinn des AZG 

Als Nachtarbeit gilt die Arbeit im Zeitraum zwischen 24 und 4 Uhr. 
 
2.10.2 Lohnzuschläge 

1 Werden Mitarbeitende im Zeitraum zwischen 20 und 6 Uhr eingesetzt, erhalten sie einen durch die 
Arbeitgeberin bestimmten Lohnzuschlag je volle und angebrochene Stunde. 

2  Werden Mitarbeitende an einem Sonntag (Ruhe-Sonntag) oder einem den Sonntagen gleichgestellten 
Feiertag gemäss Anhang 1 eingesetzt, erhalten sie einen durch die Arbeitgeberin bestimmten 
Lohnzuschlag pro Stunde, pro rata temporis. 

3 Pausen, während denen die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter den Arbeitsplatz nicht verlassen darf, 
und bezahlte Pausen innerhalb der zuschlagspflichtigen Zeit gem. Abs. 1 sind bei der Bemessung der 
zuschlagspflichtigen Zeiten als Arbeitszeit anzurechnen. 

4 Lohnzuschläge für Nacht- und Sonntagsarbeit werden kumuliert. 
 
2.10.3 Zeitzuschläge gemäss Art. 4a AZG 

1 Zwischen 22 und 5 Uhr werden folgende Zeitzuschläge gewährt: 

− 15 Prozent für den Dienst zwischen 22 und 24 Uhr; 

− 30 Prozent für den Dienst zwischen 24 und 4 Uhr sowie zwischen 4 und 5 Uhr, wenn die 
Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter den Dienst vor 4 Uhr angetreten hat; 

− 40 Prozent statt 30 Prozent ab Beginn des Kalenderjahres, in dem die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter das 55. Altersjahr vollendet; 

2 zusätzlich wird ein Lohnzuschlag nach Ziff. 2.10.2 Abs. 1 ausgerichtet. 
 

3. Arbeitsort, Einsatzort und Einsatzgebiet 
1 Im EAV wird ein Arbeitsort festgehalten. Die Aufnahme der Arbeitsleistung erfolgt am Arbeitsort oder 

an einem von der Arbeitgeberin zugewiesenen Einsatzort innerhalb des Einsatzgebietes gem. Abs. 2. 
2  Ausgehend vom Arbeitsort hat das Einsatzgebiet folgende Ausdehnung: 

a. Fahrzeit mit öffentlichem Verkehr ab Arbeitsort (inkl. Nahverkehr, ohne Fusswege): maximal 45 
Minuten 

b. Fahrzeit mit Motorfahrzeug ab Arbeitsort (kürzeste, direkte Strecke im Strassenverkehr): maximal 
30 Minuten 
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Sind in Bezug auf einen Einsatzort die Voraussetzungen von Bst. a oder Bst. b erfüllt, befindet sich der 
Einsatzort innerhalb des Einsatzgebietes. Grundsätzlich ist der öffentliche Verkehr zu nutzen. 
Ausnahmsweise, sofern zweckmässig und zumutbar, ist das Motorfahrzeug zu verwenden. 
Das Einsatzgebiet ist identisch mit einem Dienstort mit mehreren Dienststellen. 

3  Aus betrieblichen Gründen kann die Arbeitgeberin dem Fahrpersonal ausnahmsweise Arbeit ausserhalb 
des Einsatzgebietes zugewiesen werden. 

 
3.1 Einsatzort abweichend vom Arbeitsort 

1 Weichen der Arbeitsort und der von der Arbeitgeberin zugewiesene Einsatzort voneinander ab, gilt die 
Arbeitsleistung als auswärtig erbracht, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
a. Fahrzeit mit öffentlichem Verkehr ab Arbeitsort (inkl. Nahverkehr, ohne Fusswege): mehr als acht 

Minuten 
b. Fahrdistanz mit Motorfahrzeug ab Arbeitsort (kürzeste, direkte Strecke im Strassenverkehr): mehr 

als acht Kilometer 
Grundsätzlich ist der öffentliche Verkehr zu nutzen. Ausnahmsweise, sofern zweckmässig und 
zumutbar, ist das Motorfahrzeug zu verwenden. 

2  Wird die Arbeitsleistung auswärtig gem. Abs. 1 erbracht und fällt dadurch die Wegzeit länger als üblich 
aus, so stellt die zeitliche Differenz zur normalen Wegzeit Arbeitszeit dar. 

 

4. Lohn und Lohnerhöhung 

 
4.1 Lohn 

1 Die Arbeitgeberin teilt dem Fahrpersonal den Lohnanspruch gemäss Vorgaben von PostAuto schriftlich 
mit. 

2  Die Lohnvorgaben beziehen sich auf eine durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit von 42 Stunden bei 
Vollzeitbeschäftigung. 

 
4.2 Allgemeines 

1 Die Auszahlung des Jahreslohnes erfolgt in 13 Teilen. 
2  Die Monatslöhne werden jeweils per Ende des Monats bargeldlos ausbezahlt. Fällt der letzte Tag im 

Monat auf ein Wochenende oder Feiertag, so erfolgt die Auszahlung am vorangehenden Werktag. Die 
13. Rate wird im November und bei Ein- und Austritt im Kalenderjahr pro rate temporis ausbezahlt. 

3 Vom Bruttolohn werden die arbeitnehmerseitigen Beiträge für die gesetzlichen und sonstigen (Sozial-) 
Versicherungen abgezogen. 

4 Das Fahrpersonal ist verpflichtet, zu Unrecht erfolgte Leistungen der Arbeitgeberin sowie zu Unrecht 
nicht belastete Lohnabzüge zurückzuerstatten. Dies gilt insbesondere bei Leistungen der Arbeitgeberin 
ohne gültigen Grund, aus einem nicht verwirklichten oder aus einem nachträglich weggefallenen Grund. 

 
4.3 Lohnfestlegung und Lohnsystematik 

1 Der Lohn bemisst sich nach Funktion und Leistung und befindet sich im funktionsgemässen Lohnband. 
2  Pro Funktionsstufe werden Lohnbänder festgelegt. Bei der Festlegung der Lohnbänder werden 

regionale Unterschiede in Bezug auf die Arbeitsmarktsituation mitberücksichtigt. 
3 Für individuelle Lohnmassnahmen werden im Rahmen der Lohnverhandlungen jährlich mindestens 0,4 

Prozent der Gesamtlohnsumme verwendet. Für die Zuteilung der individuellen Lohnmassnahmen sind 
die persönliche Leistung, das Verhalten, sowie die Lage im Lohnband massgebend. 

4 Das Fahrpersonal ist verpflichtet, zu Unrecht erfolgte Leistungen der Arbeitgeberin sowie zu Unrecht 
nicht belastete Lohnabzüge zurückzuerstatten. Dies gilt insbesondere bei Leistungen der Arbeitgeberin 
ohne gültigen Grund, aus einem nicht verwirklichten oder aus einem nachträglich weggefallenen Grund. 
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4.4 Treueprämie 
1  Jeder Wechsel von einem PostAuto-Unternehmen zu einem andern sowie von einem Regie-Betrieb zu 

einem PostAuto-Unternehmen oder umgekehrt generiert ein neues Datum für die Treueprämie. Die 
bisherige anrechenbare Zeit verfällt mit dem Arbeitgeberwechsel. 

2 Das Fahrpersonal hat jeweils nach Vollendung von fünf Anstellungsjahren beim gleichen Arbeitgeber 
Anspruch auf eine Treueprämie. Das Fahrpersonal kann wählen zwischen einer Woche Ferien oder 1500 
Franken, pro rata Beschäftigungsgrad. Die Berechnung erfolgt einheitlich auf Basis des 
durchschnittlichen Beschäftigungsgrades der letzten fünf Jahre. Die Treueprämie ist bis zum nächsten 
Anspruch zu beziehen. 

3 Für Mitarbeitende mit 20 und mehr Dienstjahren besteht anstelle des Anspruchs aus Abs. 1 alle fünf 
Jahre ein Anspruch auf eine Treueprämie im Wert eines Monatslohnes. Anstelle der Auszahlung kann in 
Absprache mit dem Betrieb ein Bezug in Form von bezahltem Urlaub vorgesehen werden. 

4  Bei einem Austritt gilt: Es besteht kein pro rata Anspruch auf eine noch nicht erworbene Treueprämie.  
 
4.5 Zulagen und Vergütungen 
 
4.5.1 Familienzulagen 

Das Fahrpersonal hat Anspruch auf die Familienzulagen gemäss den anwendbaren kantonalen 
Bestimmungen. 
 

5. Lohnfortzahlung bei unverschuldeter Abwesenheit 

 
5.1 Grundsätze der Lohnfortzahlung 

1 Lohnleistungen der Arbeitgeberin sind gegenüber laufenden Leistungen oder Nachzahlungen 
gesetzlicher oder betrieblicher Versicherungen unterstützend. Jegliche Leistungen und Nachzahlungen 
gleicher Art und Zweckbestimmung von in- und ausländischen, gesetzlichen oder betrieblichen 
Versicherungen kommen der Arbeitgeberin in der Höhe und für den Zeitraum zu bzw. werden den 
Leistungen der Arbeitgeberin in der Höhe und für den Zeitraum angerechnet, in dem sie dem 
Fahrpersonal trotz eingeschränkter Arbeits- bzw. Leistungsfähigkeit freiwillige oder vertraglich 
geschuldete Lohnleistungen ausrichtet oder ausgerichtet hat. Soweit die Leistungen oder 
Nachzahlungen gesetzlicher oder betrieblicher Versicherungen direkt an das Fahrpersonal ausgerichtet 
werden, sind diese zur Rückerstattung derselben an die Arbeitgeberin verpflichtet. Die Leistungen 
Dritter werden in der Weise angerechnet, dass jeweils zusammen nicht mehr als das volle Nettosalär 
erreicht wird (Nettolohnausgleich). 

2  Gegenüber gesetzlichen oder betrieblichen Versicherungen steht der Arbeitgeberin ein direktes (Rück-)-
Forderungsrecht zu. Die Arbeitgeberin kann folglich von der/den leistungspflichtigen Stelle/n verlangen, 
dass ihr die laufenden Leistungen oder Nachzahlungen im Umfang der Lohnleistungen und der 
geleisteten Vorschussleistungen gleicher Art und Zweckbestimmung direkt ausgerichtet werden. 

3  Die Arbeitgeberin behält sich vor, ihre Leistungen im gleichen Umfang herabzusetzen, wie die 
gesetzlichen oder betrieblichen Versicherungen ihre Leistungen kürzen oder verweigern. 

4  Sofern die Arbeitgeberin in anderen als den nachfolgend genannten Fällen eine gesetzliche 
Lohnfortzahlungspflicht trifft, beträgt diese kumulativ für alle Fälle 3 Wochen. Während der Probezeit 
besteht kein Lohnfortzahlungsanspruch. 

 
5.2 Lohnfortzahlung bei Krankheit und Unfall 

1 Die Arbeitgeberin schliesst für seine Leistungen eine Kollektivversicherung für ein Krankentaggeld mit 
einer Wartefrist und eine Unfallversicherung gemäss Gesetz ab. Die Mitarbeitenden beteiligen sich an 
den Prämien für die Taggeldversicherungen, sowie an den Prämien der Nichtberufsunfallversicherung je 
zur Hälfte. 
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2  Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit besteht eine Krankentaggeldversicherung, welche für die Dauer 
von maximal 730 Tagen Taggelder gewährt. Die Leistungen der Versicherung richten sich ausschliesslich 
nach deren Police und Allgemeinen Versicherungsbedingungen. Während der ersten 365 Tage der 
Arbeitsunfähigkeit ergänzt die Arbeitgeberin die Taggelder auf 100 Prozent des auf die Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit entfallenden Nettolohns, während der verbleibenden 365 Tage ergänzt die 
Arbeitgeberin die Leistungen auf 80 Prozent. 

3  Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Nichtberufsunfall besteht die gesetzliche Unfallversicherung, welche in 
der Regel für die gesetzliche Dauer ein Taggeld auszahlt (UVG). Die Leistungen der Versicherung richten 
sich ausschliesslich nach Gesetz, der Police und den Allgemeinen Versicherungsbedingungen. Während 
der ersten 365 Tage der Arbeitsunfähigkeit ergänzt die Arbeitgeberin die Leistungen auf 100 Prozent 
des auf die Dauer der Arbeitsunfähigkeit entfallenden Nettolohns, während der verbleibenden Tage bis 
zum Ende der Leistungen der Versicherung auf 80 Prozent. 

4  Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Berufsunfalles und Berufskrankheit wird im Fall der Erfüllung der 
Versicherungsbedingungen das Taggeld für die gesetzliche Dauer des Taggeldanspruchs auf 100% des 
auf die Dauer der Arbeitsunfähigkeit entfallenden Nettolohns ergänzt. 

5  Ein Lohnfortzahlungsanspruch gegenüber der Arbeitgeberin besteht nur während der Dauer des 
Arbeitsverhältnisses.  

6  Verweigert oder kürzt die Unfall- oder Krankentaggeldversicherung z.B. aufgrund von Gesundheits-
vorbehalten oder Selbstverschulden ihre Leistungen, so erbringt die Arbeitgeberin Lohnfortzahlungen 
gem. Art. 324a/b OR (Zürcher Skala). 

 
5.3 Lohnfortzahlung bei Militär-, Zivilschutz- oder Zivildienst 

1 Leistet das männliche Fahrpersonal schweizerischen obligatorischen Militär-, Zivil- oder Zivilschutzdienst, 
oder leistet das weibliche Fahrpersonal schweizerischen Militär-, Zivil- oder Zivilschutzdienst, oder 
Rotkreuzdienst, wird folgende Lohnfortzahlung gewährt: 

− Während der Rekrutenschule und dieser gleichgestellten Dienstzeiten: 80 Prozent des auf die Dauer 
der Dienstzeit entfallenden Nettolohns bei normaler Arbeitstätigkeit. Fahrpersonal mit Anspruch auf 
Kinderzulagen gemäss Art. 6 EOG werden 100 Prozent ausbezahlt. 

− Während den übrigen obligatorischen Dienstleistungen: 100 Prozent des auf die Dauer der Dienstzeit 
entfallenden Nettolohnes. 

2  Als Dienstzeiten, die der Rekrutenschule gleichgestellt sind, gelten die Grundausbildung von Personen, 
die ihre Dienstpflicht ohne Unterbruch erfüllen (Durchdiener), die Unteroffiziers- und Offiziersschule, 
die Beförderungsdienste sowie der Zivildienst nach dem Zivildienstgesetz für die Anzahl Tage, die einer 
Rekrutenschule entsprechen. 

3  Erwerbsausfallentschädigungen gemäss der EO fallen grundsätzlich der Arbeitgeberin zu. 
4  Verpflichtet sich das Fahrpersonal freiwillig zur Teilnahme an Kursen und Dienstleistungen, wird die 

Lohnfortzahlung für diese Kurse oder Dienstleistungen individuell vereinbart. 
 
5.4 Vertrauensarzt / BCM 

1 Die Arbeitgeberin hat das Recht, das Fahrpersonal hinsichtlich seiner Arbeitsfähigkeit durch einen 
Vertrauensarzt begutachten zu lassen. Die Kosten gehen zulasten der Arbeitgeberin. Im Falle einer 
unterschiedlichen Beurteilung durch die Ärzte, ist für die Arbeitgeberin die Beurteilung des 
Vertrauensarztes massgebend. 

2  Die Arbeitgeberin ist berechtigt, ab dem ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit ein Arztzeugnis zu verlangen. 
3  Die Arbeitgeberin kann anordnen, dass das Fahrpersonal während einer krankheits- oder 

unfallbedingten Arbeitsunfähigkeit durch ein Case Management begleitet wird. 
 
5.5 Nachgewährung im Todesfall 

Die Arbeitgeberin bezahlt den Hinterbliebenen beim Tod der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters nach 
den Voraussetzungen von Art. 338 OR insgesamt einen Sechstel des Jahreslohns. 
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6. Berufliche Vorsorge 
1 Das Fahrpersonal ist gemäss den gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen des BVG zu 

versichern. 
2  Zum versicherten Lohn zählen: 
- Grundlohn (exkl. Zulagen) 
- Lohnzuschläge für Nachtarbeit gem. Ziff. 2.10.2 Abs. 1 
- Lohnzuschläge für Sonntagsarbeit gem. Ziff. 2.10.2 Abs. 2 
 

7. Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

 
7.1 Einvernehmliche Auflösung 

Die Arbeitgeberin und das Fahrpersonal können das Arbeitsverhältnis im gegenseitigen Einvernehmen auf 
jeden Zeitpunkt beendigen. Die Aufhebungsvereinbarung bedarf der Schriftform. 

 
7.2 Beendigung ohne Kündigung 

Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung: 
- Bei Erreichen des ordentlichen AHV-Rentenalters 
- Mit dem Tod des Fahrers/der Fahrerin 
- Bei Ablauf der Vertragsdauer 
- Beim Anspruch auf eine volle IV-Rente 
 

7.3 Kündigungsfristen 
Nach Ablauf der Probezeit kann das unbefristete und das befristete Arbeitsverhältnis gegenseitig auf 
Ende jeden Monats ordentlich gekündigt werden. 
Unter Vorbehalt der fristlosen Beendigung des Arbeitsverhältnisses aus wichtigen Gründen (Art. 337 ff 
OR) gelten die folgenden Kündigungsfristen (Art. 335b und 335c OR): 
 
Während der Probezeit    7 Tage 
Im ersten Anstellungsjahr    1 Monat auf Monatsende 
Ab dem 2. Bis und mit dem 9. Anstellungsjahr  2. Monate auf Monatsende 
Ab dem 10. Anstellungsjahr    3 Monate auf Monatsende 
 
Im gegenseitigen Einvernehmen können im EAV längere Kündigungsfristen vereinbart werden. 

 
7.4 Form 

Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen und ist auf Verlangen der anderen Partei schriftlich zu 
begründen. 

 

8. Schlussbestimmungen 

Dieses Reglement (inkl. Anhang) erscheint in deutscher Sprache. 
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9. Inkrafttreten 

Das vorliegende Reglement mit seinem Anhang tritt per 1. März 2025 in Kraft. 
Die Arbeitgeberin behält sich vor, dieses Reglement soweit notwendig an die aktuellen Verhältnisse und 
Bedürfnisse anzupassen. Im Falle einer Anpassung wird den Fahrern die neue Fassung dieses Reglements 
elektronisch zugestellt, mit dem Hinweis, dass dieses unter Einhaltung einer Ankündigungsfrist von 
mindestens einem Monat automatisch in Kraft tritt, sofern der/die Fahrer/in nicht innerhalb von 10 
Arbeitstagen gegen die Änderungen protestiert. 
 
 
 

Stadel, 1. März 2025 

 

Arbeitgeberin        Der/die Mitarbeitende 
Autobetrieb Stadel-Neerach 
 
 
 
________________________      ________________________ 
Cornelia Zink, Betriebsleiterin 
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Anhang 1: Den Sonntagen gleichgestellte Feiertage 
 

 
Stand 13. März 2015, Änderungen der massgebenden kantonalen und/oder eidgenössischen Gesetzgebung 
bleiben vorbehalten. 
 

 


